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Franziska Giffey: Anreize für
Wohnsitzmeldungen und

Parkplatzgebühren in Berlin
Berlins Wirtschaftssenatorin Giffey fordert höhere

Zweitwohnungssteuern und Anreize für eine korrekte
Meldung, um Haushaltsmittel zu verbessern.

Die finanzielle Lage Berlins ist angespannt, und
Wirtschaftssenatorin Franziska Giffey zeigt sich aktiv in der
Suche nach Lösungen zur Verbesserung der Einnahmesituation.
In einem Interview hat sie betont, dass es unerlässlich sei, neue
Einnahmequellen zu erschließen, um die finanziellen
Herausforderungen der Stadt zu bewältigen. Ein zentraler
Aspekt ihrer Überlegungen ist die Erhöhung der
Zweitwohnungssteuer, die insbesondere Menschen betrifft, die
in Berlin einen Zweitwohnsitz haben, etwa aufgrund ihrer
beruflichen Verpflichtungen beim Bund oder bei Unternehmen
mit Repräsentanzen in der Hauptstadt.

Potenziale der Zweitwohnungssteuer



Giffey führt aus, dass viele Pendler in Berlin leben, während ihr
Hauptwohnsitz andernorts in Deutschland liegt. Dies führt zu
einem hohen Verlust an finanziellen Mitteln für die Stadt. „Durch
jeden, der nicht in Berlin gemeldet ist, gehen der Stadt über
3.000 Euro verloren“, erklärte sie. Hier sieht die Senatorin
großes Potenzial für eine Reform des Melderegisters. Sie
argumentiert, dass die tatsächliche Einwohnerzahl Berlins
möglicherweise höher sei als die vom Zensus ermittelten
Zahlen. Dies stehe im Gegensatz zur aktuellen
Wohnraumsituation und dem Bedürfnis vieler Menschen, in der
Stadt zu leben.

Anreizsystem zur Förderung der Meldungen

Um die finanzielle Situation zu verbessern, schlägt Giffey ein
Anreizsystem vor, das insbesondere Studierende ansprechen
könnte. „Wer seinen Erstwohnsitz in Berlin anmeldet, könnte
beispielsweise ein einmaliges Begrüßungsgeld von 100 Euro
erhalten“, sagte sie. Dieser Vorschlag könnte dazu beitragen,
zahlreiche Neuankömmlinge in die Stadt zu bewegen, die
bislang noch bei ihren Eltern gemeldet sind.

Mobile Bürgerämter als Lösung?

Ein weiterer Vorschlag Giffeys ist die Einführung mobiler
Bürgerämter, die gezielt an Universitäten während des
Semesterbeginns eingesetzt werden könnten. Damit könnte
dieser Bereich verbessert werden und mehr Menschen dazu
ermutigt werden, sich offiziell in Berlin anzumelden. „Das ist am
Ende ein Riesenverlust für unsere Stadt“, betonte sie, da jeder,
der sich nicht meldet, auch die finanziellen Mittel der Stadt
verringert.

Öffentliche Gebühren und faire Mobilität

Neben der Zweitwohnungssteuer sieht Giffey ebenfalls Potenzial
zur Erhöhung der Einnahmen durch die Anwohnerparkgebühren.



Derzeit zahlt man für eine Vignette 20,40 Euro für zwei Jahre.
Giffey stellt klar, dass selbst eine Verdopplung dieser Gebühr
immer noch im europäischen Vergleich sehr niedrig wäre. „Es
geht darum, einen fairen Deal zu schaffen“, betont die
Senatorin. “Wir können die Einnahmesituation des
Landeshaushalts so verbessern, ohne den Autofahrern das
Leben unnötig schwer zu machen.”

Ausblick und Fazit

Giffeys Vorschläge könnten nicht nur zur Verbesserung der
finanziellen Lage Berlins beitragen, sondern auch die
Attraktivität der Stadt für neue Einwohner erhöhen. Es bleibt
abzuwarten, inwieweit die politischen Entscheidungsträger diese
Ideen aufgreifen und umsetzen werden, um sowohl den Bedarf
an Wohnraum zu decken als auch die finanziellen Ressourcen
der Stadt nachhaltig zu sichern.

 – NAG

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://nachrichten.ag/
https://n-ag.de
http://www.tcpdf.org

